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Ppuuſiſhe Gesehen 


Jahrgang 1922 | Nr. 1. 


In halt: Geſetz, betreffend Anderung der Schiedsmannsordnung vom 209. März 1879, S. 63. — Geſetz über die Gewährung von 
> Wirtſchaftsbeihilfen an unmittelbare Staatsbeamte und Lehrperſonen, S. 63. — Geſetz, betreffend die Neuwahl der Bes 
zirksausſchüſſe in Breslau und Liegnitz, S. 64. — Geſetz, betreffend die Einverleibung der Landgemeinde Worringen in die Stadtgemeinde 
Köln und Regulierung der zukünftigen Grenze zwiſchen dem Stadtkreiſe Köln und dem Landkreiſe Neuß, S. 65. — Ver ordnung, 
betreffend die Abänderung der Verordnung vom 28. April 1920 über die Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsxrätegeſetze 
vom 4 Februar 1920 im Bereiche der Waſſerbauverwaltung, S. 65. — Verordnung wegen Ausbau der Geelebeeke innerhalb des 
Gemeindebezirks Breeklenkamp, Kreis Bentheim, S. 66. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch 5 
die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 66. 5 € 


(Nr. 12242.) Geſetz, betreffend Anderung der Schiedsmannsordnung vom 29. März 1879 (Geſetzſamml. 
S. 321). Vom 12. März 1922. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 0 9 5 beſchlof 

i : Artikel J. 

Im § 22 Abſ. 2 der Schiedsmannsordnung treten an die Stelle der Worte „von fünfzig 
Pfennigen bis zu einer Mark“ die Worte „von drei bis zu zehn Mark“. 

Artikel II. 

Im § 43 der Schiedsmannsordnung in der Faſſung des Artikel II des Geſetzes vom 29, April 
1920 Geſetzſamml. S. 152) werden die Worte 75 Pfennige“ durch die Worte „zwei Mark! 
und die Worte „30 Pfennige“ durch die Worte „eine Mark“ erſetzt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 12. März 1922. 

Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


Nr. 12243.) Geſetz über die Gewährung von Wirtſchaftsbeihilfen an unmittelbare Staatsbeamte und 
Lehrperſonen. Vom 18. März 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
f 8 1. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, an Orten mit beſonders ſchwierigen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen, an welchen Reichsbeamte auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Feſtſtellung 
eines fünften Nachtrags zum Reichshaushaltsplane für das Rechnungsjahr 1921, widerrufliche 
Wirtſchaftsbeihilfen erhalten, entſprechende widerrufliche Wirtſchaftsbeihilfen mit Wirkung vom 
1. Januar 1922 ab für die unmittelbaren Staatsbeamten und die Lehrperſonen feſtzuſetzen. 

Geſetzſammlung 1922. (Nr 12242 — 12247.) 14 

Ausgegeben zu Berlin den 28. März 1922. 


— 6414 Se 8 

Die Wirtſchaftsbeihilfen für die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks- und mittleren 
Schulen werden aus der Landesſchulkaſſe beziehungsweiſe der Landesmittelſchulkaſſe gezahlt; ſie ſind 
aber von den betreffenden Schulverbänden und den Unterhaltungsträgern öffentlicher mittlerer Schulen 
in ſinngemäßer Anwendung des § 46 Ziffer 5 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des 
. 20 Abſ. Ic des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes als Vorausleiſtungen der Landes⸗ 
ſchulkaſſe und der Landesmittelſchulkaſſe zu erſtatten. 

Das voeſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 18. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. von Richter. 


(Rr. 12244.) Geſetz, betreffend die Neuwahl der Bezirksausſchüſſe in Breslau und Liegnitz. Vom 
22. März 1922. ; 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


ah 
Für die Neuwahl der gewählten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe in Breslau und Liegnitz 
und ihrer Stellvertreter ($ 17 des Geſetzes, betreffend vorläufige Regelung verſchiedener Punkte 
des Gemeindeverfaſſungsrechts vom 18. Juli 1919, Geſetzſamml. S. 118) treten bis zur Bildung 
eines beſonderen Provinzialausſchuſſes für die Provinz Niederſchleſien an die Stelle des Provinzial 
ausſchuſſes die von dem Provinziallandtage der Provinz Niederſchleſien gewählten Mitglieder des 
gemeinſchaftlichen Provinzialausſchuſſes der Provinzen Niederſchleſien und Oberſchleſien. 
82 
Die Wahlzeit der bisherigen gewählten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe in Breslau und 
Liegnitz und ihrer Stellvertreter endet mit Ablauf des Monats, in dem die Neuwahlen gemäß 
F ſtattgefunden haben. Se: 
9.3. . i 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen erläßt der Miniſter des Innern. 
§ 4. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. a 
g Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. RR 
Berlin, den 22. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


Be 


(Sr. 12245.) Geſetz, betreffend die Einverleibung der Landgemeinde Worringen in die Stadtgemeinde 
Köln und Regulierung der zukünftigen Grenze zwiſchen dem Stadtkreiſe Köln und dem 
Landkreiſe Neuß. Vom 22. März 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1 

8 + 
Die Landgemeinde Worringen wird mit Wirkung vom 1. April 1922 ab von dem Land⸗ 
kreiſe Köln Land abgetrennt und mit Ausnahme der im § 2 genannten Teile in die Stadtgemeinde 
Köln unter den im $ 2 des dem Entwurfe dieſes Geſetzes als Anlage beigefügten Vereinigungs⸗ 
vertrags enthaltenen, im Amtsblatt der Regierung zu Köln zu veröffentlichenden Bedingungen 
einverleibt. 82 


Der nördlich des Weges Horrem-Anſtel gelegene Teil des ſogenannten Delhover Blechs wird 
mit Wirkung vom 1. April 1922 ab in die Gemeinde Hackenbroich des Landkreiſes Neuß ein: 
verleibt. 5 

In die Landgemeinde Dormagen des Landkreiſes Neuß wird mit Wirkung vom 1. April 1922 
ab einverleibt der nördlich des Weges Dormagen - Monheim und des von dieſem nach Strom⸗ 
kilometer 210,3 abzweigenden Weges gelegene Teil der Landgemeinde Worringen, die Wege ſelbſt 
einbegriffen. Dagegen wird mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreife Köln vereinigt derjenige 
Teil der Landgemeinde Dormagen, welcher öſtlich der aus der dem Entwurf dieſes Geſetzes als 
Anlage beigefügten Kataſterzeichnung erſichtlichen, von dem Kilometerſtein 25,3 der Chauſſee Köln- 
Neuß nach der Gabelung der Wege Dormagen -Mheinfeld und Dormagen -Monheim führenden 
Linie liegt. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 22. März 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12246.) Verordnung, betreffend die Abänderung der Verordnung vom 28. April 1920 über die 
Bildung von Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegeſetze vom 4. Februar 1920 
(Reichs⸗Gefetzbl. S. 147) im Bereiche der Waſſerbauverwaltung. Vom 27. Januar 1922. 


Der 89 der Verordnung vom 28. April 1920 (Geſetzſamml. S. 317) über die Bildung von Betriebs- 
vertretungen nach dem Betriebsrätegeſetze vom 4. Februar 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 147) im Bereiche der 
Waſſerbauverwaltung erhält folgende Faſſung: a N 
Die Bildung von gemeinſamen oder Geſamtbetriebsräten iſt nur in den Bezirken eines 
Waſſerbauamts, Hafenbauamts, Maſchinenbauamts, Schleppamts, Kanalbauamts, Neubauamts 
und Elektrizitätsamts zuläſſig. Hierbei iſt nach §§ 50 bis 57 und 91 des Betriebsrätegeſetzes 
zu verfahren. 
Berlin, den 27. Januar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Siering. Boelitz. Hirtſiefer. 


„ 


(Nr. 12247.) Verordnung wegen Ausbau der Geelebeeke innerhalb des Gemeindebezirkes Brecklenkamp 
Kreis Bentheim). Vom 17. Februar 1922. Bar 


Das Prenßſſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des $ 155 anf, 2 des Waſſergeſetzes vom 
7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53), was folgt: 


Der Gemeinde Breeklenkamp im Kreiſe Bentheim wird das Recht zum Ausbau der Geele⸗ 
beeke und ihrer Ufer innerhalb des Gemeindebezirkes Breeklenkamp hiermit übertragen. 


Berlin, den 17. Februar 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


5 Bekanntmachung. 
“Lac Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Sulingen für den Ausbau der elektriſchen Hochſpannungs⸗ 
leitung und der anſchließenden Niederſpannungsnetze, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Hannover Nr. 8 S. 35, ausgegeben am 25. Februar 1922; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 10. Februar 1922, betreffend die Verleihung 

des Enteignungsrechts an die Stadt Waldenburg (Schleſien) für die Herſtellung eines Reſerve⸗ 

pumpwerks, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 9 S. 45, ausgegeben am 
4. März 1922; N f . 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Februar 1922, betreffend die Genehmigung 
der vom Verwaltungsrate der Weſtpreußiſchen Landſchaft und der Neuen Weſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft am 24. Januar 1922 beſchloſſenen Anderungen 

a) des Reglements der Weſtpreußiſchen Landſchaft vom 25. Juni 1851, 

b) des Statuts der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Marlenwerder Nr. 9 S. 41, ausgegeben am 4. März 1922; 

4. der Erlaß des Preußiſchen⸗ Staatsminiſteriums vom 15. Februar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Gehau im Kreiſe Eſchwege für den Bau einer 
neuen Volksſchule in Gehau, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 9 S. 60, aus⸗ 
gegeben am 4. März 1922; : 

5. der Erlaß des Preußiſchen Stgatsminiſteriums vom 22. Februar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Lauenburg i. P. für die Regulierung des Lebafluſſes, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köslin Nr. 11 S. 66, ausgegeben am 18. März 1922; 

6, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Februar 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Döllinger Bergbaugeſellſchaft m. b. H. in Elſterwerda für die Fort⸗ 
= ſetzung des Bergwerksbetriebs ihres Braunkohlenbergwerks Ada bei Döllingen im Kreiſe 
Liebenwerda, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 11 S. 65, ausgegeben am 

18. März 1922. f 


> 


Redigiert im Bio des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt un der Reichsdruckerci. 

Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 

feſtgeſetzt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 80 Pfennig für den Bogen, für die Hauptfachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 
1884 bis 1913 26 Mark. — Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 3 


